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Amtshilfeabkommen im Zollbereich mit den USA 

Vernehmlassungsantwort der FDP.Die Liberalen 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Für Ihre Einladung zur Vernehmlassung der oben genannten Vorlage danken wir Ihnen. Gerne geben wir 
Ihnen im Folgenden von unserer Position Kenntnis.  

FDP.Die Liberalen lehnt das Amtshilfeabkommen im Zollbereich mit den USA ab. Die Risiken des Abkom-
mens für die Schweizer Wirtschaft überwiegen die möglichen Chancen, die sich daraus ergeben könnten.  

Bereits 2013 hat die EZV in Wirtschaftskreisen eine Konsultation durchgeführt, um zu prüfen, ob ein Amts-
hilfeübereinkommen mit den USA auf Interesse stossen würde. Dies wurde klar abgelehnt. Trotz Anpas-
sungen im Abkommen gelten verschiedene Kritikpunkte aus dieser Zeit auch für das vorliegende Projekt: 
Aus dem Amtshilfeübereinkommen resultierende Zwangsmassnahmen können nicht ausgeschlossen, die 
Vertraulichkeit der Informationen kann nicht garantiert und die von der Schweiz im Abkommen zugestan-
dene Anwesenheit von ausländischen Behörden kann nicht akzeptiert werden. Demgegenüber stehen des 
Weiteren lediglich unsichere, mögliche Erleichterungen bei der Einfuhr von Waren in die USA als Chance 
für die Schweizer Wirtschaft.  

Solange die Risiken des Übereinkommens nicht entkräftet oder die Vorteile für die Wirtschaft überzeugend 
nachgewiesen werden können, ist der Abschluss dieses Abkommens nicht im Interesse der Schweiz.  

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer Argumente. 

 
FDP.Die Liberalen 
Die Präsidentin    Der Fraktionssekretär 

 
 

 
Petra Gössi  Charles Jean-Richard 
Nationalrätin 
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USA sind die drittgrösste Importnation und die zweitgrösste Exportnation der Schweiz. Auch für die 

USA gehört die Schweiz zu den wichtigen Wirtschaftspartnern. Sie ist gesamthaft gesehen der 

12. engste Wirtschaftspartner der USA. Angesichts dieser engen wirtschaftlichen Verflechtung ist die 

Schliessung von Lücken in der Bekämpfung von Zollvergehen und Sicherheitsvorschriften wichtig. 

(5) Die Europäische Union hat bereits 1997 mit den USA ein Abkommen über Zusammenarbeit und 

gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich abgeschlossen und dieses 2004, 2011 und 2012 ausgeweitet. 

Ein andauerndes Gefälle im Regulierungsniveau zwischen der Schweiz und der EU liegt nicht im Inte-

resse unseres Landes. Das Risiko ist zu gross, dass Personen und Unternehmen aus der EU, welche 

Zollvorschriften im Verkehr mit den USA unterlaufen möchten, ihre krummen Geschäfte über die 

Schweiz abzuwickeln versuchen. Diesem Risiko kann mit einem Amtshilfeabkommen der Schweiz mit 

den USA, das jenem der EU mit den USA gleichwertig ist, der Riegel geschoben werden.  

(6) Kommt das Amtshilfeabkommen zustande, so sind damit erhebliche bürokratische Erleichterungen 

für die Wirtschaftsakteure verbunden. Durch die gegenseitige Anerkennung der zollrechtlichen Sicher-

heitsmassnahmen wird die Zollbehandlung deutlich vereinfacht, ebenso durch die Möglichkeit, dass 

Wirtschaftsakteure den Status des «Zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten» („Authorised Economic 

Operator“, AEO) erwerben können.  

2. Wie wichtig ist Ihnen ein allfälliges Abkommen über die gegenseitige Anerkennung zollrechtli-

cher Sicherheitsmassnahmen (Status des zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten, authorised 

economic operator, AEO; AEO-Abkommen)? 

Im Verkehr mit der EU hat sich der Status des zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten (Authorised Eco-

nomic Operator, AEO) seit 20 Jahren bewährt. Dafür bildet das Amtshilfeabkommen eine Vorausset-

zung. Die Möglichkeit, darauf beruhend ein AEO-Abkommen abschliessen zu können, liegt im wohl-

verstandenen Interesse der Wirtschaft. Zwar gibt es offensichtlich in der Wirtschaft immer noch Stim-

men, welche lieber weiterhin auf die Möglichkeit spekulieren möchten, Zollvorschriften unerkannt un-

terlaufen zu können. Aus politischer Sicht ist nicht dieser Flügel der Wirtschaft zu honorieren, sondern 

jener, der auf eine echte bürokratische Entlastung hofft. Denn dem AEO werden spürbare Erleichte-

rungen bei der Vorausanmeldung und bei den sicherheitsrelevanten Kontrollen von Waren gewährt. 

3. Sind Sie mit dem vorliegenden Abkommenstext einverstanden, damit allenfalls ein AEO-Ab-

kommen zu Stande kommen kann? 

Die SP kann einem Abkommenstext in der vorliegenden Form zustimmen. Zentral ist für die SP, dass 

bei den aktuellen Bestimmungen über den Datenschutz keine Abstriche gemacht werden. Die Hart-

näckigkeit der Schweizer Unterhändler, in Artikel 10 eine Formulierung zu verankern, die sich an Artikel 

12 Ziffer 5.1 Buchstabe a des (für die Schweiz am 22. Februar 2017 in Kraft getretenen) WTO-Abkom-

mens über Handelserleichterungen (SR 0.632.20 – Anhang 1A.15) anlehnt, hat sich gelohnt. Demnach 

obliegt es dem ersuchenden Staat, alle vom ersuchten Staat zur Verfügung gestellten Informationen 

und Dokumente streng vertraulich zu behandeln und ihnen mindestens dasselbe Schutz- und Vertrau-

lichkeitsniveau zu gewähren wie das innerstaatliche Recht und Rechtssystem des ersuchten Mitglieds. 

Zwar bedauert die SP, dass die Schweiz einer Bestimmung zustimmen musste (Art. 10 Abs. 5), wonach 

die ersuchende Behörde erhaltene Informationen im Zusammenhang mit Terrorismus und nationaler 

Sicherheit Regierungsstellen, d.h. im Falle der USA dem Director of National Intelligence übermitteln 

darf. In einer Güterabwägung betrachtet die SP diese Bestimmung aber nicht als so schwerwiegend, 

dass deshalb das ganze Abkommen in Frage gestellt werden sollte – umso weniger, als die Schweizer 

Unterhändler wichtige Relativierungen durchsetzen konnten: Laut Art. 10 Abs. 7 dürfen nur Daten 

übermittelt werden, von denen anzunehmen ist, dass sie korrekt sind; sollte dies nicht der Fall sein, 

informieren sich die Behörden gegenseitig und sind gehalten, die Daten zu korrigieren oder zu löschen. 

Wichtig ist auch die Bestimmung im Abkommenstext, wonach die erhaltenen Daten zu vernichten sind, 

wenn sie nicht mehr benötigt werden (Art. 10 Abs. 8). Der so ergänzte Artikel 10 stellt eine wesentliche 

https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/international-affairs/international-customs-cooperation-mutual-administrative-assistance-agreements/united-states-america_de
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19940094/index.html#tttttttta12
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Verbesserung im Bereich des Datenschutzes dar, der bekanntlich in den Beziehungen der Schweiz 

(und der EU) mit den USA stets bedeutende Fragen aufwirft. 

4. Wegen welchen Regelungen im Amtshilfeabkommen wären Sie bereit, auf dieses und damit 

auf die Möglichkeit der Aushandlung eines AEO-Abkommens zu verzichten (was wären die 

absoluten "nogo"-Kriterien)? 

Wesentliche Abstriche beim jetzt erreichten Datenschutz-Niveau wären für die SP nicht annehmbar.  

Für die SP ist ebenfalls zentral, dass der aktuelle Abkommenstext die Souveränität der Schweiz auch 

in Bezug auf wichtige weitere Fragen anerkennt: Die Schweiz entscheidet autonom, ob sie gestützt auf 

Amtshilfebegehren aus den USA Zwangsmassnahmen ergreift oder nicht. Die Tatsache, dass die 

Schweiz Zwangsmassnahmen ergreifen kann, wird von der SP ausdrücklich begrüsst. Wer unter dem 

Verdacht steht, gegen Zollvorschriften verstossen zu haben, muss damit rechnen, dass Dokumente 

beschlagnahmt, Wohnungen und Personen durchsucht und diese gegebenenfalls vorläufig festge-

nommen werden. Ohne die Möglichkeit, solche Zwangsmassnahmen zu ergreifen, lassen sich Zollvor-

schriften gar nicht wirksam durchsetzen. Es ist aber nicht verhandelbar, wer über das Ergreifen von 

Zwangsmassnahmen in der Schweiz entscheidet. Das muss stets in der alleinigen Kompetenz der 

Schweiz liegen. Zudem regt die SP an, die Installierung eines individuellen Beschwerdemechanismus 

zu prüfen, um den Rechtsschutz von Betroffenen sicherzustellen. Dieser müsste freilich so ausgestal-

tet werden, dass er nicht für die Verschleppung der Verfahren missbraucht werden kann.  

Wichtig ist der SP zudem, dass die Schweiz autonom darüber entscheiden kann, ob Beamte aus dem 

ersuchenden Staat im ersuchten Staat anwesend sein können oder nicht. Die Bildung gemischter 

Teams ist auf vielen Gebieten üblich und kann die Wirksamkeit von Untersuchungen massgeblich er-

höhen. Zollvorschriften ohne Biss machen keinen Sinn. In diesem Sinne unterstützt die SP ausdrück-

lich die Möglichkeit, dass Beamte aus dem ersuchenden Staat anwesend sein können. Dies bietet 

mannigfache Vorteile. Es ist für die SP aber zentral, dass die Schweiz ein solches Begehren auch 

ablehnen könnte, falls solche Begehren offensichtlich unbegründet sind oder andere übergeordnete 

Interessen tangiert wären.  

Wir danken Ihnen, geschätzte Damen und Herren, für die Berücksichtigung unserer Anliegen und ver-

bleiben mit freundlichen Grüssen 

Sozialdemokratische Partei der Schweiz 

     
Christian Levrat    Peter Hug 

Präsident     Politischer Fachsekretär 







CVP Schweiz 
 

Christlichdemokratische Volkspartei 
Hirschengraben 9, Postfach, 3001 Bern 
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info@cvp.ch, www.cvp.ch, PC 30-3666-4 
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Bern, 13. Oktober 2017 

 

 

Vernehmlassung: Amtshilfeabkommen im Zollbereich mit den USA 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Sie haben uns eingeladen, zum Amtshilfeabkommen im Zollbereich mit den USA Stellung zu nehmen. 
Für diese Gelegenheit zur Meinungsäusserung danken wir Ihnen bestens. 

 

Allgemeine Bemerkungen 

Die USA sind einer der wichtigsten Handelspartner der Schweiz. Ein reibungsloser Ablauf des Waren-
austausches liegt somit im Interesse der Schweizer Wirtschaft. Die CVP steht klar zur Offenheit der 
Schweiz und setzt sich bereits seit Jahren für eine Verbesserung des internationalen Handels – nicht 
nur mit den USA – ein. Der Nutzen einer Vereinfachung des Handels muss jedoch auch immer mit den 
Risiken für die Schweizer Unternehmen abgewogen werden. Dieses Gleichgewicht ist aus Sicht der 
CVP mit dem vorliegenden Amtshilfeabkommen im Zollbereich mit den USA arg strapaziert. 
 

Bemerkung zu den einzelnen Fragen 

 
1. Sind Sie mit dem Abschluss eines Amtshilfeabkommens einverstanden? 
 
Der Abschluss eines Amtshilfeabkommens ist grundsätzlich zu begrüssen, dem vorliegenden Abkom-
men steht die CVP jedoch sehr skeptisch gegenüber. 
 

2. Wie wichtig ist Ihnen ein allfälliges Abkommen über die gegenseitige Anerkennung zollrechtlicher 
Sicherheitsmassnahmen (Status des zugelassenen Wirtschaftsbeteiligen, authorised economic ope-
rator, AEO; AEO-Abkommen)? 

 
Ein Abkommen über die gegenseitige Anerkennung zollrechtlicher Sicherheitsmassnahmen kann für 
die Schweizer Wirtschaft wichtige Vorteile bringen. Es sollte jedoch nicht um jeden Preis abgeschlossen 
werden. Denn die Vorteile sind nicht klar absehbar, die Risiken für die Schweizer Unternehmen jedoch 
beträchtlich.  
 

3. Sind Sie mit dem vorliegenden Abkommenstext einverstanden, damit allenfalls ein AEO-Abkommen 
zu Stande kommen kann? 

 
Nein, die CVP lehnt den vorliegenden Abkommenstext ab. Wichtige, von der Schweizer Wirtschaft be-
reits 2013 geforderte, Verbesserungen werden mit dem Abkommen nicht erreicht.   
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4. Wegen welchen Regelungen im Amtshilfeabkommen wären Sie bereit, auf dieses und damit auf die 
Möglichkeit der Aushandlung eines AEO-Abkornmens zu verzichten (was wären die absoluten "no 
go"-Kriterien)? 

 
Für die CVP ist der Schutz der Schweizer Unternehmen zentral. Dies beinhaltet sowohl den Daten-
schutz, den Ausschluss von Zwangsmassnahmen wie auch die Garantie des Betriebs-, Geschäfts- oder 
Berufsgeheimnisses. Auch die Anwesenheit von Angestellten der amerikanischen Behörden kann sich 
als problematisch herausstellen. Aus Sicht der CVP wurden diese Punkte im vorliegenden Abkommen 
nicht genügend berücksichtigt. 
 
 
 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und verbleiben mit freundlichen Grüssen. 
 

CHRISTLICHDEMOKRATISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ 

 
 
Sig. Gerhard Pfister Sig. Béatrice Wertli 
Präsident der CVP Schweiz Generalsekretärin CVP Schweiz 

mailto:info@cvp.ch
http://www.cvp.ch/
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Zürich, 6. Juli 2017 sm 

maeder@arbeitgeber.ch 

Amtshilfeabkommen im Zollbereich mit den USA: 

Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 

Sehr geehrter Herr Maurer 

Mit Schreiben vom 21. Juni 2017 wurden wir zur Stellungnahme zum obengenannten Geschäft einge-

laden. Für die uns dazu gebotene Gelegenheit danken wir Ihnen bestens. 

Da diese Frage gemäss Arbeitsteilung mit economiesuisse – Verband der Schweizer Unternehmen – 

in dessen Zuständigkeitsbereich fällt, verzichten wir auf eine eigene Eingabe. 

Mit freundlichen Grüssen 

SCHWEIZERISCHER ARBEITGEBERVERBAND 

 
Prof. Dr. Roland A. Müller 

Direktor 

Vorsteher des 

Eidgenössischen Finanzdepartementes (EFD) 

3003 Bern 

 

 

 

ozd.stab@ezv.admin.ch 

http://www.arbeitgeber.ch/














 
 
 
 
  

 

economiesuisse 

Hegibachstrasse 47 

Postfach CH-8032 Zürich 

Telefon   +41 44 421 35 35 

Telefax   +41 44 421 34 34 

Verband der Schweizer Unternehmen 

Fédération des entreprises suisses 

Federazione delle imprese svizzere 

Swiss Business Federation 

www.economiesuisse.ch 
 

Herr Fürsprecher 
Hans Georg Nussbaum 
Chef Sektion Recht 
Eidgenössische Zollverwaltung 
Monbijoustrasse 40 
3003 Bern 

 

 

12. Oktober 2017 
 
 
Amtshilfeabkommen im Zollbereich mit den USA: Stellungnahme economiesuisse 
 
Sehr geehrter Herr Nussbaum 
 
Mit Schreiben vom 21. Juni 2017 haben Sie uns eingeladen, zum Amtshilfeabkommen im Zollbereich 
zwischen der Schweiz und den USA Stellung zu nehmen. Wir bedanken uns für diese Möglichkeit. 
econonomiesuisse hat die betroffenen Branchen konsultiert und gibt hiermit die konsolidierte Meinung 
der Schweizer Wirtschaft wieder.  
 
 Sind Sie mit dem Abschluss eines Amtshilfeabkommens einverstanden? 

economiesuisse lehnt den Abschluss eines Amtshilfeabkommens in seiner aktuellen Form ab. Die 
Schweizer Wirtschaft bezog bereits 2013 kritisch Stellung zu einem Entwurf eines Amtshilfeabkom-
mens im Zollbereich zwischen der Schweiz und den USA. Diesen Bedenken wurde im aktuellen Ab-
kommenstext, abgesehen von gewissen Änderungen, jedoch nicht Rechnung getragen. Insbesondere 
riskiert das Abkommen aus Sicht der Wirtschaft weiterhin die Vertraulichkeit von Daten sowie die Wah-
rung von Betriebs-, Geschäfts- oder Berufsgeheimnissen. Das betrifft speziell Art. 5 über die Anwesen-
heit von Angestellten der ersuchenden Verwaltung bei Untersuchungen sowie Art. 10 über die Vertrau-
lichkeit und Verwendung von Informationen.  

Aus den genannten Gründen lehnen wir den Abschluss eines Amtshilfeabkommens im Zollbe-

reich zwischen der Schweiz und den USA in seiner aktuellen Form ab. 

     

 Wie wichtig ist Ihnen ein allfälliges Abkommen über die gegenseitige Anerkennung zoll-
rechtlicher Sicherheitsmassnahmen (Status des zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten, 
authorised economic operator, AEO; AEO-Abkommen)? 

Die gegenseitige Anerkennung des Status des zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten ist grundsätzlich 
zielführend. Das Interesse an einem allfälligen Abkommen mit den USA über die gegenseitige Aner-
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kennung zollrechtlicher Sicherheitsmassnahmen ist seitens der Schweizer Wirtschaft aber aktuell noch 
gering: Bis Ende Mai 2017 haben sich lediglich 101 Firmen AEO-zertifizieren lassen, wobei der Nutzen 
des Zertifikats für einige dieser Firmen bis heute beschränkt ist. Andere schätzen die Vorteile eines 
Zertifikats kleiner ein als den damit verbundenen Mehraufwand (langwieriger Zertifizierungsprozess, 
Preisgebung sensibler Unternehmensdaten, Mitarbeiterschulung und Sicherheitsvorkehrungen). Um 
den AEO für Unternehmen interessanter zu machen, müssten somit signifikante Erleichterungen im 
internationalen Warenverkehr für vertrauenswürdige Unternehmen resultieren. 

Angesichts der Tatsache, dass die Vorteile des AEO-Status gegenwärtig nicht signifikant sind, 

beurteilt die Schweizer Wirtschaft die Bedeutung einer gegenseitigen Anerkennung des Status 

des zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten aktuell als gering. 

 

 
 Sind Sie mit dem vorliegenden Abkommenstext einverstanden, damit allenfalls ein AEO-

Abkommen zu Stande kommen kann? 

Die Nachteile, die sich durch den vorliegenden Abkommenstext für die Schweizer Wirtschaft ergeben 
würden – Rechtsunsicherheiten bezüglich der Auslegung und dem Datenschutz sowie möglicher admi-
nistrativer Mehraufwand – überwiegen die Vorteile eines allfälligen AEO-Abkommens klar. Dem Inte-
resse an gegenseitiger Amtshilfe wird ausserdem bereits durch das bestehende WTO-Abkommen über 
Handelserleichterungen entsprochen. Ein weitergehendes bilaterales Abkommen kommt für die 
Schweizer Wirtschaft nur unter Berücksichtigung der im vorliegenden Dokument (siehe auch «no go»-
Kriterien) geäusserten Vorbehalte in Frage. Ausserdem ist eine Zusicherung zur Aufnahme von Ver-
handlungen über ein AEO-Abkommen anzustreben. Weiter ist anzumerken, dass ein Amtshilfeabkom-
men mit den USA im Zollbereich nicht über jenes der Schweiz mit der Europäischen Gemeinschaft 
hinausgehen soll. Dies ist auch hinsichtlich der Rechtssicherheit und einheitlicher administrativer Ab-
läufe von Bedeutung. Zudem dürfen insbesondere die Befugnisse der amerikanischen Zollbehörde 
nicht umfassender sein als jene der europäischen.  

Die Schweizer Wirtschaft ist mit vorliegendem Abkommenstext nicht einverstanden. Auch wenn 

die USA den Abschluss eines AEO-Abkommens garantieren würden, müssten die Vorbehalte 

der Wirtschaft berücksichtigt und der Text substanziell angepasst werden.   

 
 

 Wegen welchen Regelungen im Amtshilfeabkommen wären Sie bereit, auf dieses und 
damit auf die Möglichkeit der Aushandlung eines AEO-Abkommens zu verzichten (was 
wären die absoluten «no go»-Kriterien)? 

Der Abkommenstext ist in zahlreichen Punkten zu stark durch die einseitigen Interessen der USA ge-
prägt und liegt ausserhalb eines für die Schweiz akzeptablen Rahmens. Dazu gehören insbesondere:  

 Die Vornahme von Zwangsmassnahmen wurde nicht ausdrücklich ausgeschlossen (Art. 4 
Abs. 3). Auf Ersuchen der ausländischen Behörde sind somit Inspektionen oder Beschlagnah-
men weiterhin möglich. Diese Unsicherheit wird auch im erläuternden Bericht nicht entkräftet 
und es bleibt offen, wie die Schweizer Behörden in solchen Fällen zu reagieren beabsichtigen.  

 Die Anwesenheit von Angestellten der ersuchenden Behörde bei Untersuchungen im Ex-
portland ist unbedingt auszuschliessen (Art. 5). Eine solche Bestimmung widerspricht der Pra-
xis der Schweiz im Freihandel und würde einen Präzedenzfall für ein allfälliges Freihandelsab-
kommen mit den USA schaffen. 

 Die Übergabe von Originalakten an die ersuchende Verwaltung wird abgelehnt (Art. 6). 
 Es soll nur das innerstaatliche Recht auf dem Gebiet einer Privatpartei gelten – unabhängig 

davon, ob ausländisches Recht ebenfalls zugelassen wäre. Art. 9 Abs. 5 verpflichtet die er-
suchte Verwaltung allerdings, der Einhaltung eines bestimmten Verfahrens nachzukommen, 
soweit dieses durch das innerstaatliche Recht der ersuchten Vertragspartei nicht verboten ist.  
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Nussbaum Hans-Georg E ZV 

Von: 	 Angele Tamara <Tamara.Angele@ chgemeinden.ch> 
Gesendet: 	Mittwoch,  11.  Oktober  2017 17:43 
An: 	 _ E ZV-OZD S TAB 
Betreff: 	Vernehmlassung: Amtshilfeabkommen im Zollbereich mit  den US A  / KS N S GV 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Ihrem Schreiben vom  21.  Juni  2017  haben Sie dem Schweizerischen Gemeindeverband (SGV ) das oben erwähnte Geschäft 
zur V ernehmlassung unterbreitet. Für  die  Gelegenheit, uns aus Sicht  der  rund  1625  dem SGV  angeschlossenen Gemeinden 
äussern zu können, danken wir Ihnen. 

Nach Studium  der  Unterlagen teilen wir Ihnen hiermit jedoch mit, dass  der  SGV  zu dieser V orlage keine Stellungnahme einreicht. 

V ielen Dank für Ihre K enntnisnahme. 

Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Gemeindeverband 
Präsident 	Direktor 

Hannes Germann 	Reto L indegger 
Ständerat 

Schweizerischer Gemeindeverband 
Laupenstrasse  35,  Postfach  
3001  Bern  
Tel. 031 380 70 00  
verband  e  chgemeinden.ch  
www.chggmeinden.ch  

[S eite] 
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Vernehmlassungsantwort 

Amtshilfeabkommen im Zollbereich mit den USA 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Schweizerische Gewerbeverband sgv, die Nummer 1 der Schweizer KMU-Wirtschaft, vertritt 250 

Verbände und gegen 300 000 Unternehmen. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grösste 

Dachverband der Schweizer Wirtschaft für optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingun-

gen sowie für ein unternehmensfreundliches Umfeld ein. 

Im Prinzip wäre der sgv mit dem Abschluss eines Amtshilfeabkommens mit den USA im Zollbereich 

einverstanden. Den vorliegenden Entwurf lehnt aber der sgv ab, weil es asymmetrisch konzipiert ist, 

wenige Gegenleistungen der USA beinhaltet und nicht an ein Freihandelsabkommen gekoppelt ist. 

Die gegenseitige Anerkennung zollrechtlicher Sicherheitsmassnahmen könnte zu einer markanten 

Vereinfachung im Zollverkehr führen; sind doch die USA der drittgrösste Auslandsmarkt der Schwei-

zer KMU. Trotzdem sprechen viele Gründe gegen den vorliegenden Entwurf.  

• Erstens und am wichtigsten: Ein Amtshilfeabkommen im Zollbereich ist nur gekoppelt an ein Frei-
handelsabkommen vorstellbar. Beide müssen ein Gesamtpaket bilden.  

• Zweitens: Das US-amerikanische AEO Programm ist aufwendig, so haben sich bisher nur um die 

120 Unternehmen an ihm beteiligt – meistens multinationale Unternehmen. Für KMU bringt das 

Programm kaum Vorteile.  

• Drittens: Jedes Amtshilfeabkommen, das die Schweiz abschliesst, muss den Datenschutz und 
die Vertraulichkeit von Geschäftsgeheimnissen absolut garantieren sowie sicherstellen, dass die 

im Zusammenhang mit dem Verfahren ausgetauschten Informationen nur im Einzelfall und singu-

lär verwendet werden. Ferner dürfen ohne Benachrichtigung der Betroffenen keine Daten über 

Geschäftsgeheimnisse ausgetauscht werden. Zudem lehnt der sgv Zwangsmassnahmen wie 

Hausdurchsuchungen, Beschattungen, etc. ab.  

• Viertens: Der sgv lehnt asymmetrische Verträge ab. Alle Rechten und Pflichten, die im Zuge der 

Abkommens-Verhandlung mit den USA gegenüber den / für die USA gelten, müssen identisch 

(nicht: äquivalent) gegenüber der / für die Schweiz gelten.  

Damit lauten die Antworten auf die gestellten Fragen wie folgt: 

1. Nein – bezogen auf diesen Entwurf; 
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Erläuternden Bericht zur Vernehmlassungsvorlage nicht klar benannt werden. Es ist lediglich die Rede 
davon, dass die EZV „durchaus ein Interesse“ habe, mit den amerikanischen Behörden 
zusammenzuarbeiten. Der Beleg, dass hierzu das vorgelegte Amtshilfeabkommen nötig ist, fehlt 
hingegen gänzlich.  

Die Solothurner Handelskammer lehnt deshalb die Unterzeichnung des Amtshilfeabkommens ab. Da 
die Nachteile des Amtshilfeabkommens die Vorteile eines in Aussicht gestellten AEO-Abkommens klar 
überwiegen und ein AEO-Abkommen zurzeit für die Schweizer Wirtschaft kein Bedürfnis ist, sind 
weitere Verhandlungen aus heutiger Sicht nicht angebracht.  

Bemerkungen zu einzelnen Fragen des EFD  

Nachfolgend nehmen wir zu den einzelnen Fragen des EFD Stellung.  

1. Sind Sie mit dem Abschluss eines Amtshilfeabkommens einverstanden?  

Nicht unter den gegebenen Vertragsbedingungen. Die Nachteile eines Amtshilfeabkommens werden 
durch die Vorteile der AEO-Anerkennung aus Sicht der Schweiz und insbesondere der Schweizer und 
Solothurner Wirtschaft nicht aufgehoben. Die Risiken und Nachteile wären zu gross.  

2. Wie wichtig ist Ihnen ein allfälliges Abkommen über die gegenseitige Anerkennung 

zollrechtlicher Sicherheitsmassnahmen (Status des zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten, 

authorised economic operator, AEO ; AEO-Abkommen)?  

Aus zolltechnischer Sicht bringt der AEO-Status die erwarteten Vorteile der reduzierten 
Kontrollfrequenz im Import und Export, was sich in auch in reduzierten X-ray-Kosten und in 
verzugslosen Zollabwicklungen im In- und Ausland zeigt. Aus wirtschaftlicher Sicht bringt der AEO-
Status bestimmten Unternehmen Vorteile, da die geschlossene Sicherheitskette bei gewissen Kunden 
an Wichtigkeit zugenommen hat und der AEO-Status diesen verbürgt. Für viele Unternehmen scheint 
der Nutzen des AEO-Status jedoch bis heute beschränkt und bringen keine signifikanten 
Erleichterungen im internationalen Warenverkehr. Kritisiert wird weiter, dass das 
Zertifizierungsverfahren langwierig und aufwendig ist und sensible Unternehmensdaten preisgegeben 
werden müssen. Daher ist der AEO für Unternehmen insgesamt wenig interessant. Belegt wird diese 
Tatsache, dass per Ende Mai 2017 schweizweit nur gerade 101 und im Kanton Solothurn 3 
Unternehmen AEO-zertifiziert waren.  

In der Summe sieht die Solothurner Handelskammer unter den gegebenen Bedingungen keine 
Notwendigkeit für ein AEO-Abkommen mit den USA. Es ist zu befürchten, dass die USA unter dem 
Vorwand der Terrorbekämpfung auch mit AEO-Abkommen kaum bereit sein würden, auf 
selbstdurchgeführte eingehende Sicherheitskontrollen zu verzichten. Ein allfälliges AEO-Abkommen 
stiftet für die Schweizer und die Solothurner Wirtschaft zu wenig Nutzen, als dass dieser die für 
Schweizer Unternehmen resultierenden Nachteile eines Amtshilfeabkommens aufwiegen würde.   

3. Sind Sie mit dem vorliegenden Abkommenstext einverstanden, damit allenfalls ein AEO-

Abkommen zu Stande kommen kann?  

Die Solothurner Handelskammer ist mit dem vorliegenden Abkommenstext nicht einverstanden. 
Bereits in der Vernehmlassung von 2013 hat die Schweizer Wirtschaft das Amtshilfeabkommen mit 
den USA grossmehrheitlich abgelehnt. Die in den letzten Verhandlungsrunden gegenüber 2013 
erzielten „Verbesserungen“ aus Schweizer Sicht gehen deutlich zu wenig weit, als dass nun eine 
Zustimmung aus Wirtschaftssicht möglich wäre. Verschiedene Regelungsbereiche sind zu stark durch 
die einseitigen Interessen der USA geprägt und liegen ausserhalb eines für die Schweiz akzeptablen 
Rahmens, wie er bspw. beim Amtshilfeabkommen der Schweiz mit der Europäischen Gemeinschaft 
vorliegt. Dies zeigt sich insbesondere in folgenden Punkten:  

Die Vornahme von Zwangsmassnahmen wurde nicht ausdrücklich ausgeschlossen (Art. 4 Abs. 3).  
Wenn auch die ersuchte Verwaltung gemäss aktueller Formulierung Vorbehalte zur Vollstreckung von 
Zwangsmassnahmen anbringen kann, sind Inspektionen, Beschlagnahme usw. auf „Ersuchen“ der 
ausländischen Behörde dennoch möglich. In der praktischen Umsetzung erscheint es wenig 
wahrscheinlich, dass die Schweizer Behörden Gesuche aus den USA ablehnen werden.  
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Die USA beharren auf ihrer Forderung, dass Angestellte der ausländischen Behörden bei den 
Untersuchungen im Exportland anwesend sein können (Art. 5). Der Antrag der Schweiz auf 
Weglassen dieser aus Wirtschaftssicht inakzeptablen Bestimmung blieb in den weiteren 
Verhandlungen erfolglos.  

Die ausgehandelte Bestimmung über die Vertraulichkeit und die Verwendung von Informationen greift 
zu wenig (Art. 10). Laut Abkommensentwurf gilt das gleichwertige Schutz- und Vertraulichkeitsniveau 
im ersuchten Staat nur „so umfassend wie möglich“ (Art. 10 Abs. 1). Gleichzeitig können die US-
Behörden gemäss Art. 10 Abs. 5 Informationen, die sie im Zusammenhang mit Terrorismus und 
nationaler Sicherheit sehen, dem Director of National Intelligence melden. Somit ist faktisch ein 
Automatismus der Informationsweitergabe möglich, d.h. die Zollbehörden können Daten 
standardgemäss an die Geheimdienste weiterleiten. Art. 10 enthält zwar einige Verbesserungen 
gegenüber der Vorlage von 2013, diese gehen aber klar zu wenig weit.  

Die Schweizer Wirtschaft hat bereits wiederholt gefordert, dass das Amtshilfeabkommen bei 
Beeinträchtigung des Betriebs-, Geschäfts- oder Berufsgeheimnisses nicht gelten darf. Das Knowhow 
von Schweizer Firmen soll geschützt und nicht offengelegt werden. Auch der Mitarbeiterschutz ist bei 
einer geforderten Amtshilfe unzureichend. Trotz Verhandlungsversuchen konnte sich die Schweiz 
nicht durchsetzen. Die alternative Klausel in Art. 19 Abs. 1 und der vereinbarte Briefwechsel vermögen 
eine Bestimmung zur Wahrung des Betriebs-, Geschäfts-, und Berufsgeheimnisses, wie sie im 
Amtshilfeabkommen zwischen der Schweiz und der Europäischen Gemeinschaft enthalten ist, nicht 
ausreichend zu ersetzen. In der Präambel wurde zwar festgehalten, dass das Abkommen nach dem 
Grundsatz von Treu und Glauben umzusetzen sei. Nach Auffassung des Bundesrates schliesst dies 
aus, dass auf Basis gestohlener Daten um Amtshilfe ersucht wird. Es ist aber sehr unsicher, ob die 
USA diesen Rechtsgrundsatz gleich interpretieren. Die allgemeine Erwähnung in der Präambel ist zu 
wenig wirksam.  

4. Wegen welchen Regelungen im Amtshilfeabkommen wären Sie bereit, auf dieses und damit 

auf die Möglichkeit der Aushandlung eines AEO-Abkommens zu verzichten (was wären die 

absoluten „no go“-Kriterien)?  

Die Solothurner Handelskammer ist generell bereit, auf die Möglichkeit der Aushandlung eines AEO-
Abkommens zu verzichten, da dieses zu wenig Nutzen stiften würde. Daher ist die Bereitschaft der 
Wirtschaft auch gering, das Amtshilfeabkommen als Teil eines Kompromisses zugunsten eines AEO-
Abkommens zu akzeptieren. Unsere Hauptkritikpunkte am Text des Amtshilfeabkommens finden sich 
unter Frage 3. 

Falls die Hauptkritikpunkte am Text des Amtshilfeabkommens (s. Frage 3) bei weiteren 
Verhandlungen berücksichtigt werden können, können die Verhandlungen weitergeführt werden. 

Weitere Bemerkungen  

Zum Schluss erlauben wir uns der Transparenz und Vollständigkeit halber noch folgenden Hinweis: 
Die Solothurner Handelskammer stellt im Mandat der EZV Beglaubigungen für den nicht-
präferenziellen Ursprung aus. Änderungen im Zollrecht können deshalb grundsätzlich auch 
Auswirkungen auf die Solothurner Handelskammer als Leistungserbringerin haben. Vom zur 
Diskussion stehenden Amtshilfeabkommen wäre diese Art der Tätigkeit jedoch nicht betroffen. Das 
Amtshilfeabkommen erfasst die gesamte Transportkette von Warenexporten, nicht jedoch die Stellen, 
welche Zolldokumente ausstellen. Das Amtshilfeabkommen hätte daher keinen Einfluss auf die Art 
oder den Umfang der zu erbringenden Dienstleistungen der Solothurner Handelskammer. Ebenso 
wenig sind unsere Beglaubigungsdienstleistungen von einem möglichen AEO-Abkommen betroffen. 

 

Auskünfte erteilt: 
 
Daniel Probst 
Direktor Solothurner Handelskammer 
T 032 626 24 24 I M 079 645 61 01 
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Zürich, 8. September 2017 
 
 

Amtshilfeabkommen Schweiz-USA: Stellungnahme Swiss Textiles  
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Ueli Maurer 
 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme anlässlich der Vernehmlassung zu einem all-
fälligen Amtshilfeabkommen im Zollbereich zwischen der Schweiz und den USA. Wir begrüssen die 
Bemühungen der Schweiz, die Beziehungen mit den USA zu pflegen und weiterzuentwickeln. Die 
USA ist hinter der EU der zweitwichtigste Absatzmarkt von Schweizer Textilien und Bekleidung. Gute 
wirtschaftliche Beziehungen sind für die Schweizer Textil- und Bekleidungsindustrie daher zentral.  
 
Nachstehend beantworten wir, die von Ihnen gestellten Fragen über ein allfälliges Amtshilfeabkommen 
im Zollbereich zwischen der Schweiz und den USA.  
 
Sind Sie mit dem Abschluss eines Amtshilfeabkommens einverstanden? 
Swiss Textiles ist mit dem Abschluss eines Amtshilfeabkommens zwischen der Schweiz und den USA 
grundsätzlich einverstanden, um die Weichen für ein allfälliges Sicherheitsabkommen sowie allenfalls 
auch Freihandelsabkommen zu stellen. Wir erachten den Zeitpunkt allerdings aus zwei Gründen als 
ungünstig. Erstens löst die US-Aussenhandelspolitik zurzeit grosse Unsicherheiten aus. Die Aussen-
handelspolitik der USA ist gegenwärtig unberechenbar und sympathisiert mit Protektionismus. Importe 
werden als schlecht angesehen und sollen mittels diverser Massnahmen wie der «border adjustment 
tax» zurückgedrängt werden. Ein Amtshilfeabkommen mit der Schweiz könnte von der US-Regierung 
missbraucht werden, um protektionistische Vorhaben umzusetzen.  
 
Zweitens gründet der Abschluss eines Amtshilfeabkommens auf dem Wunsch der USA. Die Schweiz 
erhält im Gegenzug nicht einmal die Zusicherung auf ein allfälliges Abkommen über die gegenseitige 
Anerkennung zollrechtlicher Sicherheitsmassnahmen und somit zur Anerkennung des AEO. Aber 
selbst wenn die USA ein solches Abkommen zusichern würde, wäre der Nutzen für Schweizer KMU 
gering. Gemäss aktuellem Stand vom 29. Mai 2017 sind gerade einmal hundert Firmen AEO zertifi-
ziert. Dabei handelt es sich insbesondere um Speditionsfirmen und Grosskonzerne.  
 
Aus diesen zwei Gründen empfehlen wir mit dem Abschluss eines Amtshilfeabkommen zuzuwarten.  
 
  

Per E-mail an: 
 
Oberzolldirektion 
ozd.stab@ezv.admin.ch   
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Wie wichtig ist Ihnen ein allfälliges Abkommen über die gegenseitige Anerkennung zollrechtli-
cher Sicherheitsmassnahmen 
Ein Abkommen über die gegenseitige Anerkennung zollrechtlicher Sicherheitsmassnahmen mit den 
USA hat für die Schweizer Textil- und Bekleidungsindustrie zurzeit wenig Relevanz, da mit einer Aus-
nahme gegenwärtig kein Schweizer Textil- oder Bekleidungsunternehmen AEO zertifiziert ist.  
 
Sind Sie mit dem vorliegenden Abkommenstext einverstanden, damit allenfalls ein AEO-Ab-
kommen zu Stande kommen kann? 
Der vorliegende Abkommenstext geht in nachstehenden Bereichen über das Amtshilfeabkommen zwi-
schen der Schweiz und der EU hinaus und ist daher aus unserer Sicht abzulehnen:  
 

– Art. 9 Abs. 5 verpflichtet die ersuchte Verwaltung der Einhaltung eines bestimmten Verfahrens 
nachzukommen, soweit ein solches Verfahren durch das innerstaatliche Recht der ersuchten Ver-
tragspartei nicht verboten ist. Mit dieser Klausel öffnet sich die USA ein Türchen, um amerikani-
sches Recht in der Schweiz walten zu lassen. Auf dem Gebiet einer Vertragspartei soll nur das in-
nerstaatliche Recht gelten, unabhängig davon, ob das ausländische Recht ebenfalls zugelassen 
wäre. Swiss Textiles beantragt die Streichung von Art. 9 Abs. 5.  

– Art. 10 Abs. 1 bietet ein zu geringes Datenschutzniveau. Der Begriff «so umfassend wie möglich» 
ist schwammig und bietet grossen Interpretationsspielraum. Art. 10 Abs. 1 ist ein Freipass für die 
USA, mit Schweizer Daten nach amerikanischem Gesetz zu verfahren. Analog des Zusatzprotokolls 
über die gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich zwischen der Schweiz und der EU muss sich die er-
suchende Vertragspartei verpflichten, für einen Schutz der Daten zu sorgen, der dem in der ersuch-
ten Partei geltenden Schutz mindestens gleichwertig ist.  

– Terrorismus wird von der US-Regierung oft benutzt, um das Datenschutzgesetz für andere Zwecke 
zu unterwandern. Art. 10 Abs. 3 gewährt der ersuchenden Partei bereits die Möglichkeit, die er-
suchte Behörde für eine Verwendung der Informationen zu andere Zwecken zu ersuchen. Andere 
Zwecke wie die Verwendung der Daten im Zusammenhang mit Terrorismus sind dadurch bereits 
abgedeckt. Art. 10 Abs. 5 ist somit ersatzlos zu streichen. 

– Die Verletzung von Betriebs-, Geschäfts- oder Berufsgeheimnissen muss als Ausnahme von der 
Verpflichtung zur Amtshilfe in Art. 11 aufgenommen werden.  

 
Des Weiteren ist Swiss Textiles gegen die Möglichkeit in Art. 5, dass Angestellte der ersuchenden Ver-
waltung von Fall zu Fall aufgrund der erteilten Bewilligung der ersuchten Verwaltung und unter den 
von dieser festgelegten Bedingungen bei Untersuchungshandlungen – unabhängig ihrer Form – an-
wesend sein dürfen. Während das NAFTA-Abkommen die Anwesenheit von der ersuchenden Behörde 
auf dem Territorium der ersuchten Behörde zulässt und die USA dies auch für das TTIP so handhaben 
möchten, widerspricht dies der Praxis der Schweiz im Freihandelsbereich. Die Anwesenheit von Ange-
stellten der anderen Vertragspartei auf dem eigenen Staatsgebiet im Amtshilfeabkommen zu dulden, 
würde einen Präzedenzfall für ein allfälliges Freihandelsabkommen mit den USA schaffen, weshalb 
sich Swiss Textiles dagegenstellt.  
 
Wegen welchen Regelungen im Amtshilfeabkommen wären Sie bereit, auf dieses und damit auf 
die Möglichkeit der Aushandlung eines AEO-Abkommens zu verzichten ("no go"-Kriterien) 
Wie oben erläutert, erachten wir den Zeitpunkt für einen Abschluss eines Amtshilfeabkommens zwi-
schen der Schweiz und den USA als ungünstig. Sollte sich die Aussenhandelspolitik der USA künftig 
wieder öffnen, unterstützt Swiss Textiles ein Amtshilfeabkommen unter der Voraussetzung, dass:  
 

– Art. 10 Abs. 5 sowie Art. 9 Abs. 5 gestrichen werden 
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– Art. 10 Abs. 1 dahingehend geändert wird, so dass sich die ersuchende Vertragspartei verpflichtet, 
für einen Schutz der Daten zu sorgen, der dem in der ersuchten Vertragspartei geltenden Schutz 
mindestens gleichwertig ist, 

– die Anwesenheit von Angestellten der ersuchenden Verwaltung auf dem Staatsgebiet der ersuchten 
Verwaltung ausgeschlossen ist, 

– die Verletzung von Betriebs-, Geschäfts- oder Berufsgeheimnissen als Ausnahme von der Verpflich-
tung zur Amtshilfe in Art. 11 aufgenommen wird und 

– die Verhandlungen über ein Abkommen über die gegenseitige Anerkennung zollrechtlicher Sicher-
heitsmassnahmen sowie über ein Freihandelsabkommen aufgenommen werden, 

 
Können diese Aspekte nicht berücksichtigt werden, kann Swiss Textiles ein allfälliges Amtshilfeabkom-
men mit den USA nicht unterstützen.  
 
Weitere Bemerkungen 
Im vorliegenden Abkommenstext wird unter Art. 1 der Begriff «Waren» nicht definiert. Wir bitten Sie, 
analog dem Zusatzprotokoll über die gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich vom 9. Juni 1997 zwischen 
der Schweiz und der EU diese Definition zu ergänzen.  
 
Art. 3 Abs. 3 Bst. a. sieht die Errichtung und Aufrechterhaltung von Kommunikationswegen vor, um ei-
nen sicheren und raschen Informationsaustausch zu erleichtern. Was wird unter Kommunikationswe-
gen verstanden? Wie umfassend sind diese? 
 
Laut Art. 4 Abs. 2 sind die Zollverwaltungen in Situationen, in denen erheblicher Schaden für die Wirt-
schaft, die öffentliche Gesundheit, die öffentliche Sicherheit oder für andere wesentliche Interessen 
der anderen Vertragspartei entstehen könnte, angehalten, Informationen im Rahmen Ihrer Möglichkei-
ten ohne dass sie darum ersucht worden sind zu liefern. Geht die Schweiz damit eine Verpflichtung 
ein und riskiert sie bei Verletzung sanktioniert zu werden? 
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme in der Vernehmlassung.  
 
Freundliche Grüsse 
 
Swiss Textiles 
            

      
Peter Flückiger Jasmin Schmid 
Direktor Leiterin Wirtschaft und Statistik 
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An: Nussbaum Hans-Georg EZV
Betreff: WG: Vernehmlassungsverfahren / procédure de consultation / procedura di 

consultazione: Amtshilfeabkommen im Zollbereich mit den USA / accord sur 
l'assistance administrative en matière douanière avec les Etats-unis / accordo sull' 
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Von: Adrian Wuethrich [mailto:wuethrich@travailsuisse.ch]  
Gesendet: Freitag, 23. Juni 2017 12:36 
An: _EZV-OZD STAB <ozd.stab@ezv.admin.ch> 
Betreff: WG: Vernehmlassungsverfahren / procédure de consultation / procedura di consultazione: 
Amtshilfeabkommen im Zollbereich mit den USA / accord sur l'assistance administrative en matière douanière avec 
les Etats-unis / accordo sull' assistenza amministrativa 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Einladung zu diesem Vernehmlassungsverfahren. Wir verzichten auf eine 
Stellungnahme. 
 
Freundliche Grüsse 
 
Adrian Wüthrich 
 

 
 
Adrian Wüthrich 
Präsident / Grossrat BE  
Postfach / 3001 Bern 
031 370 21 11 / 079 287 04 93 
www.travailsuisse.ch 
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gruene@gruene.ch; schweiz@grunliberale.ch; lorenzo.quadri@mattino.ch; info@mcge.ch; pdaz@pda.ch; 
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gs@svp.ch; verena.loembe@spschweiz.ch; verband@chgemeinden.ch; info@staedteverband.ch; info@sab.ch; 
info@economiesuisse.ch; bern@economiesuisse.ch; sandra.spieser@economiesuisse.ch; info@sgv-usam.ch; 
verband@arbeitgeber.ch; info@sbv-usp.ch; office@xn--sba-mea.ch; office@sba.ch; info@sgb.ch; 
berufspolitik@kfmv.ch; info <info@travailsuisse.ch>; info@fer-ser.ch; sekretariat@isss.ch; position@kepmail.ch; 
info@oeffentlichkeitsgesetz.ch; creutter@fedex.com; info@scienceindustries.ch; office@spedlogswiss.ch; 
info@swiss-shippers.ch; astag@astag.ch; cpbern@centrepatronal.ch; info@djs-jds.ch; info@grundrechte.ch; 
info@vsgu-ashb.ch 
Cc: michaela.schaerer@ezv.admin.ch; marianne.weber@ezv.admin.ch; Christoph.Herrli@gs-efd.admin.ch 
Betreff: Vernehmlassungsverfahren / procédure de consultation / procedura di consultazione: Amtshilfeabkommen 
im Zollbereich mit den USA / accord sur l'assistance administrative en matière douanière avec les Etats-unis / 
accordo sull' assistenza amministrativa in  
 
Sehr geehrte Damen und Herren  
 
 
Der Bundesrat hat am 21. Juni  2017 das Vernehmlassungsverfahren zum Entwurf eines 
Amtshilfeabkommens im Zollbereich mit den USA eröffnet. Das Vernehmlassungsverfahren 
dauert bis zum 13. Oktober 2017. 
Weitere Informationen entnehmen Sie dem angefügten Orientierungsschreiben. 
https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html#EFD  
 
Mesdames, Messieurs, 
 
Le  21 juin 2017, le Conseil fédéral a chargé le Département fédéral des finances de mener une 
procédure de consultation sur le projet d’un accord sur l‘assistance administrative en matière 
douanière avec les Etats-unis. La procédure de consultation prendra fin le 13 octobre 2017. Vous 
trouverez de plus amples informations dans le courrier ci-joint. 
https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html#EFD  
 
 
Gentili Signore e Signori,  
 
Il 21 giugno 2017 il Consiglio federale ha incaricato il Dipartimento federale delle finanze di indire 
una procedura di consultazione sul progetto di un accordo sull’ assistenza amministrativa in 
materia doganale con gli Stati uniti.  
La consultazione termina il 13 ottobre 2017. Per ulteriori dettagli consultare la lettera 
d’informazione allegata. https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html#EFD  
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
Hans Georg Nussbaum 
Fürsprecher 
 
Chef Sektion Recht 
Oberzolldirektion 
Eidgenössische Zollverwaltung 
Monbijoustrasse 40 
3003 Bern 
 
Telefon 058 462 65 88 
E-Mail hans-georg.nussbaum@ezv.admin.ch 
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